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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 27.
August 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Beklagte trÃ¤gt auch die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers im Berufungsverfahren. Im Ã�brigen findet
keine Kostenerstattung statt. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, und
zwar noch fÃ¼r einen Zeitraum vom 1. Juni 2016 bis 29. Februar 2017.

Der 1965 geborene, Ã¶sterreichische und seinerzeit alleinstehende sowie wohnungs-
lose KlÃ¤ger reiste seinen Angaben zufolge 1989 in die Bundesrepublik Deutschland
ein. Er stand von Oktober bis Dezember 1991 in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
und war von Mai 2003 bis Oktober 2004 in B gemeldet. Aufgrund Sozialhilfebezugs
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er-hielt er bis 31. Dezember 2004 Krankenversicherungsleistungen von der
ehemaligen AOK Berlin. Im Dezember 2005 wurde er stationÃ¤r in der C behandelt.
Von Juni bis August 2007 bezog er Hilfe zum Lebensunterhalt vom Bezirksamt F.
Von Ende Mai bis Anfang Juli 2016 war er arbeitsunfÃ¤hig im Anschluss an einen
Schlaganfall mit stationÃ¤rer Krankenhausbehandlung; die Entlassung aus dem
Krankenhaus erfolgte am 1. Juni 2016. Eine Meldung des KlÃ¤gers bei der
MeldebehÃ¶rde erfolgte zum 20. Oktober 2016 im Wohnheim "D " in B, in das er
vom Beigeladenen zugewiesen wor-den war. FÃ¼r die Unterbringungen des
KlÃ¤gers fielen vom 20. Oktober 2016 bis 15. November 2016 tÃ¤gliche Kosten in
HÃ¶he von 37,08 EUR an. FÃ¼r die Zeit vom 9. bis 31. Januar 2017 wurde er
diesem Wohnheim unter Zugrundelegung eines Tagessatzes von 19,10 EUR und
vom 1. Februar bis 31. MÃ¤rz 2017 unter Zugrundelegung eines Ta-gessatzes von
20 EUR zugewiesen.

Den beim Beklagten gestellten Antrag vom 2. Juni 2016 auf GewÃ¤hrung von
Leistun-gen zur Sicherung des Lebensunterhalts, mit dem der KlÃ¤ger erklÃ¤rt
hatte, seit ca. 15 Jahren obdach- und mittellos zu sein und B seither nicht verlassen
zu haben, lehnte jener ab (Bescheid vom 7. November 2016, Widerspruchsbescheid
vom 6. Januar 2017). Der KlÃ¤ger verfÃ¼ge Ã¼ber kein Daueraufenthaltsrecht, da
er sich erst seit dem 20. Oktober 2016 in Deutschland aufhalte. Ein lÃ¤ngerer
lÃ¼ckenloser Aufenthalt sei nicht ersichtlich.

Das Sozialgericht Berlin (SG) hat den Beklagten mit Beschluss vom 10. Februar
2017 im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, dem KlÃ¤ger vom 1. Januar
2017 bis 31. Mai 2017 monatlich Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in
HÃ¶he von 409 EUR zu erbringen (S 149 AS 16557/16 ER). Mit einem
rechtskrÃ¤ftigen Urteil vom 23. April 2018 hat das SG den Beklagten verurteilt, dem
KlÃ¤ger vom 1. MÃ¤rz bis 30. November 2017 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts zu ge-wÃ¤hren (S 65 AS 7975/17).

Auf die hier gegenstÃ¤ndliche Klage hat das SG nach Beiladung des
SozialhilfetrÃ¤gers den Beklagten unter entsprechender Aufhebung des
angefochtenen Bescheides ver-urteilt, dem KlÃ¤ger Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts vom 1. Juni bis 31. Dezember 2016 in HÃ¶he der Regelleistung
von 404 EUR monatlich und vom 1. Ja-nuar bis 29. Februar 2017 in HÃ¶he von 409
EUR monatlich, sowie Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Zeit vom 20.
Oktober 2016 bis 15. November 2016 in HÃ¶he von 37,08 EUR tÃ¤glich, vom 9. bis
31. Januar 2017 in HÃ¶he von 19,10 EUR tÃ¤glich und fÃ¼r Feb-ruar 2017 in HÃ¶he
von 20 EUR tÃ¤glich zu gewÃ¤hren (Urteil vom 27. August 2019). Der KlÃ¤ger sei
anspruchsberechtigt, insbesondere hilfebedÃ¼rftig, und habe im streitigen
Zeitraum seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Deutschland gehabt. Er sei zwar als
auslÃ¤ndischer Arbeitsuchender grundsÃ¤tzlich von Leistungen ausgeschlossen.
FÃ¼r die Zeit ab 29. Dezember 2016 habe er jedoch seinen gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt be-reits lÃ¤nger als fÃ¼nf Jahre im Bundesgebiet, ohne dass der Verlust
seines FreizÃ¼gig-keitsrechts festgestellt worden wÃ¤re. FÃ¼r die Zeit davor
kÃ¶nne er sich auf das Gleich-behandlungsgebot des bilateralen Abkommens
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ã�sterreich Ã¼ber
FÃ¼rsorge und Jugendwohlfahrtspflege vom 17. Januar 1966 (DÃ�FA) berufen. Das
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SG folge den entsprechenden AusfÃ¼h-rungen des Landessozialgerichts (LSG)
Mecklenburg-Vorpommern im Beschluss vom 7. MÃ¤rz 2012 (L 8 AS 489/10 ER). Im
Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen.

Mit seiner Berufung vom 30. September 2019 macht der Beklagte geltend, seine
Leistungsverpflichtung ergebe sich weder aus dem DÃ�FA, wie aus dem
zutreffenden Beschluss des LSG Berlin-Brandenburg vom 16. August 2013 â�� L 5
AS 2112/13 B ER â�� folge noch aus einer Aufenthaltsverfestigung. FÃ¼r das
Erreichen des fÃ¼nfjÃ¤hri-gen gewÃ¶hnlichen Aufenthalts reiche die einmalige
Anmeldung des KlÃ¤gers in Berlin im Jahr 2003 angesichts der bereits im Oktober
2004 erfolgten Abmeldung nicht aus. Im Hinblick auf die bestehende Meldepflicht
mÃ¼sse die Anmeldung des KlÃ¤gers viel-mehr durchgehend bestehen.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 27. August 2019 aufzuheben und die Klage
insgesamt abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beigeladene hat keinen Antrag gestellt. Er macht geltend, das DÃ�FA finde vor-
rangig Anwendung. Bei den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem SGB II handele es sich um FÃ¼rsorgeleistungen im Sinne des Abkommens. Die
ErwerbsfÃ¤higkeit stelle sich nicht als inhaltliches Kriterium dieser Leistung dar, son-
dern diene der Systemabgrenzung zwischen SGB II und SGB XII; der Charakter als
steuerfinanzierte FÃ¼rsorgeleistung bei HilfebedÃ¼rftigkeit werde hierdurch nicht
verÃ¤n-dert. Der Vorbehalt, den die Bundesregierung am 19. Dezember 2011 fÃ¼r
das SGB II zum EuropÃ¤ischen FÃ¼rsorgeabkommen (EFA) erklÃ¤rt habe, betreffe
nur jenes Ab-kommen. Ã�sterreich sei nicht Vertragsstaat des EFA.

Die Beteiligten haben sich mit einer schriftlichen Entscheidung des Senats ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf deren vorbereitende
SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen sowie auch im Ã�brigen auf die Gerichtsakte und die
Leis-tungsakten des Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des Beklagten ist unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens sind noch Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB II â�� fÃ¼r die
Zeit vom 1. Juni 2016 bis zum 29. Februar 2017, soweit der Beklagte hierzu mit dem
nur von ihm angefochtenen Urteil unter Aufhebung seines Bescheides vom 7.
November 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 6. Januar 2017
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verurteilt wor-den ist. Der KlÃ¤ger verfolgt dieses Begehren fÃ¼r den noch
gegenstÃ¤ndlichen Zeit-raum ab Beginn des Antragsmonats (vgl. Â§ 37 Abs. 2 Satz
2 SGB II) mit der statthaf-ten kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54
Abs. 1 und 4 SGB). Im Ã�b-rigen hat das Urteil Rechtskraft erlangt (vgl. Â§ 141 Abs.
1 SGG).

Die ZulÃ¤ssigkeit der Klage wird nicht dadurch berÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger in
AusfÃ¼hrung des entsprechenden sozialgerichtlichen Beschlusses einstweiligen
Rechtsschutzver-fahren â�� S 149 16557/16 ER â�� bereits fÃ¼r die Zeit ab Januar
2017 Regelbedarfsleis-tungen erhalten hat (vgl. BSG, Urteil vom 13. Juli 2017 â�� B
4 AS 17/16 R â�� juris Rn. 12).

Das Urteil des SG ist, soweit es mit der Berufung angefochten worden ist, nicht zu
beanstanden. Das SG hat den Beklagten zu Recht und mit zutreffenden GrÃ¼nden
verurteilt, dem KlÃ¤ger vom 1. Januar 2016 bis 31. Dezember 2016 Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts in HÃ¶he des Regelsatzes von monatlich 404 EUR
und vom 1. Januar 2017 bis 29. Februar 2017 in HÃ¶he von monatlich 409 EUR
zuzÃ¼glich der tatsÃ¤chlich angefallenen Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung vom
20. Oktober 2016 bis 15. November 2016 in HÃ¶he von 37,08 EUR tÃ¤glich, vom 9.
Januar 2017 bis 31. Ja-nuar 2017 in HÃ¶he von 19,10 EUR tÃ¤glich und fÃ¼r
Februar 2017 in HÃ¶he von 20 EUR tÃ¤glich zu gewÃ¤hren. Der angefochtene
Bescheid des Beklagten vom 7. November 2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 6. Januar 2017 ist insoweit rechtswid-rig und verletzt
den KlÃ¤ger in seinen Rechten.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llte im noch streitigen Zeitraum die Leistungsvoraussetzungen
nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II (i.d.F. der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl.
I S. 850 ff.). Er hatte das 15. Lebensjahr vollendet, die Altersgrenze des Â§ 7a SGB II
dagegen noch nicht, war mangels ausreichender Mittel hilfebedÃ¼rftig und hatte
seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. Das Vorliegen
von ErwerbsfÃ¤higkeit ist, soweit â�� wie hier â�� kein Feststellungsverfahren (vgl. 
Â§ 44a SGB II) eingeleitet worden ist, bereits aus rechtlichen GrÃ¼nden
anzunehmen (stRspr. vgl. BSG, Urteil vom 5. August 2015 â�� B 4 AS 9/15 R â��
juris Rn. 14 m.w.N.).

Der KlÃ¤ger hatte zur Ã�berzeugung des Senats (jedenfalls) seit seiner erstmaligen
Anmeldung in B im Mai 2003 â�� mithin mehr als ein Jahrzehnt vor der
gegenstÃ¤ndli-chen Antragstellung beim Beklagten â�� seinen gewÃ¶hnlichen und
nicht nur vorÃ¼ber-gehenden Aufenthalt im Inland begrÃ¼ndet. Dies schlieÃ�t der
Senat â�� wie bereits das SG â�� aus der Vielzahl an glaubwÃ¼rdigen
Bescheinigungen und schriftlicher ErklÃ¤run-gen mit ihm bekannter Personen sowie
insbesondere auch belegten Krankenhaus-aufenthalten (zB 2006), dem
zwischenzeitlichen Bezug von Sozialleistungen (fÃ¼r 2007) und schlieÃ�lich der
Ausstellung des Reisepasses durch die Ã�sterreichische Botschaft in B im MÃ¤rz
2015, woraus sich fÃ¼r den Senat als Gesamtbild zweifellos ergibt, dass sich der
KlÃ¤ger seither ununterbrochen und Ã¼berwiegend wohnungslos in B aufhielt.
Angesichts der in jener Zeit durchgehend bestehenden Mittellosigkeit ist
insbesondere ein Verlassen des Inlands ins Ausland auch nicht plausibel. HierfÃ¼r
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bestehen schlieÃ�lich keinerlei konkrete Anhaltspunkte, so dass sich der Senat zu
weiteren Ermittlungen insofern ins Blaue hinein nicht gedrÃ¤ngt sah (vgl. Â§ 103
SGG).

Der KlÃ¤ger war nicht von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts aufgrund
von Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II (i.d.F. der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I
S. 850 ff.) ausgeschlossen. Hiernach sind von den benannten Leistungen ausge-
nommen insbesondere AuslÃ¤nder, die weder in der Bundesrepublik Deutschland
noch aufgrund des Â§ 2 Abs. 3 FreizÃ¼gG/EU freizÃ¼gigkeitsberechtigt sind, und
ihre FamilienangehÃ¶rigen fÃ¼r die ersten drei Monate ihres Aufenthalts (Nr. 1) und
AuslÃ¤n-der, deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitsuche
ergibt (Nr. 2). So liegt es zwar grundsÃ¤tzlich im Falle des KlÃ¤gers. Indes erhalten
nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 4 SGB II in der Fassung des Gesetzes zur Regelung von
AnsprÃ¼chen auslÃ¤ndi-scher Personen in der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozialhilfe
nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I 3155,
nachfolgend: Gesetz vom 22. Dezember 2016) mit Wirkung vom 29. Dezember
2016 abweichend von Satz 2 Nummer 2 Aus-lÃ¤nderinnen und AuslÃ¤nder und ihre
FamilienangehÃ¶rigen Leistungen nach diesem Buch, wenn sie â�� wie der KlÃ¤ger
â�� seit mindestens fÃ¼nf Jahren ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet
haben, es sei denn, der Verlust des Rechts nach Â§ 2 Absatz 1 des
FreizÃ¼gigkeitsgesetzes/EU â�� welches hier nicht der Fall ist â�� wurde
festgestellt. Nach der GesetzesbegrÃ¼ndung, ist von einem lÃ¤ngeren, verfestigten
Aufenthalt in Deutschland nach Ablauf eines gewÃ¶hnlichen Aufenthalts von
mindestens fÃ¼nf Jahren ab Meldung bei der MeldebehÃ¶rde auszugehen. Weiter
heiÃ�t es, durch die verpflichtende Meldung bei der MeldebehÃ¶rde
dokumentierten die Betroffenen ihre Verbindung zu Deutschland, die Voraussetzung
fÃ¼r eine Aufenthaltsverfestigung in Deutschland (vgl. BT-Drs. 18/10211 S. 14).
Dementsprechend regelt Â§ 7 Abs. 1 Satz 5 SGB II (Gesetz vom 22. Dezember
2016), dass die Frist nach Satz 4 mit der Anmeldung bei der zustÃ¤ndigen
MeldebehÃ¶rde beginnt. Die erstmalige Anmeldung des KlÃ¤gers im Inland erfolgte
zum 14. Mai 2003. Dass fÃ¼r den Lauf der FÃ¼nfjahresfrist eine durchgehende
Meldung erforderlich ist, hat dagegen keinen Niederschlag im Gesetzestext
gefunden und ist, anders als der Beklagte geltend macht, auch nicht nach Sinn und
Zweck dieses Gesetzes in Verbindung mit der bundeseinheitlich geltenden
Meldepflicht anzunehmen. Zwar regelt Â§ 17 Bundesmeldegesetz (BMG), dass
derjenige, der eine Wohnung bezieht, sich innerhalb von zwei Wochen nach dem
Einzug bei der MeldebehÃ¶rde anzumelden hat (Absatz 1) und dass derjenige, der
aus einer Wohnung auszieht und keine neue Wohnung im Inland bezieht, sich
innerhalb von zwei Wochen nach dem Auszug bei der MeldebehÃ¶rde abzumelden
hat (Absatz 2 Satz 1). Dieser Verpflichtung ist der KlÃ¤ger seinerzeit mit der
Anmeldung am 14. Mai 2003 bzw. seiner Abmeldung zum 26. Oktober 2004
nachgekommen. Eine Abmeldung ins Ausland ist zwischenzeitlich bis zum Ende des
Streitzeitraums nicht erfolgt (vgl. 23 Abs. 7 BMG). Der KlÃ¤ger, der unbestritten
vortrÃ¤gt, jedenfalls bis Juni 2016 wohnungslos gewesen zu sein, woran zu zweifeln
der Senat keinen Anlass sieht, hatte indes aufgrund der Obdachlosigkeit weder die
Pflicht, sich zu melden, noch eine entsprechende MÃ¶glichkeit. Denn die
Meldepflicht besteht, wie ausgefÃ¼hrt, nur im Falle des Bezugs einer Wohnung (vgl.
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Â§ 17 BMG) im Sinne von Â§ 20 BMG, die seitens des KlÃ¤gers offensichtlich bis zur
Zuweisung ins Wohnheim nicht vorhanden war. Wer eine Wohnung dagegen nicht
tatsÃ¤chlich in Anspruch nimmt, sondern sie nur zum Schein begrÃ¼ndet oder
aufrecht erhÃ¤lt, erfÃ¼llt im Ã�brigen den Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit
gem. Â§ 54 Abs. 2 Nr. 1 BMG. Als eine solche Scheinwohnung mÃ¼sste mithin auch
eine sog. meldefÃ¤hige Anschrift fÃ¼r wohnungslo-se Personen qualifiziert werden,
die nicht von vornherein den Status der Wohnungs-losigkeit erkennen lassen soll
(vgl. SÃ¼Ã�muth in Bundesmeldegesetz, 2014 Â§ 17 Rn. 13). SchlieÃ�lich hat der
Gesetzgeber â�� welches ebenfalls gegen die vom Beklagten intendierte
Voraussetzung einer durchgehenden Meldung spricht â�� selbst Ausnah-men vom
Lauf der Frist geregelt, zu denen eine Unterbrechung der Meldung nicht gehÃ¶rt.
Nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 6 SGB II (Gesetz vom 22. Dezember 2016) werden Zeiten des
nicht rechtmÃ¤Ã�igen Aufenthalts, in denen eine Ausreisepflicht besteht, auf Zeiten
des gewÃ¶hnlichen Aufenthalts nicht angerechnet. Mithin ist eine durchgehen-de
Anmeldung keine Voraussetzung fÃ¼r die BegrÃ¼ndung einer mindestens
fÃ¼nfjÃ¤hri-gen Aufenthaltsverfestigung, sondern nur das Vorliegen eines
entsprechenden min-destens fÃ¼nfjÃ¤hrigen gewÃ¶hnlichen Aufenthalts nach
erstmaliger Anmeldung im In-land. Nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB II i.V.m. Â§ 30
Abs. 3 Satz 2 SGB I hat jemand seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt dort, wo er sich
unter UmstÃ¤nden aufhÃ¤lt, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort oder in
diesem Gebiet nicht nur vorÃ¼bergehend verweilt. Diese Definition gilt fÃ¼r alle
Sozialleistungsbereiche des Sozialgesetzbuchs, soweit sich nicht aus seinen
besonderen Teilen etwas anderes ergibt (Â§ 37 SGB I), welches fÃ¼r Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nicht der Fall ist. Im Ã�brigen ist der Begriff
des gewÃ¶hnlichen Aufenthalts nach stÃ¤ndiger hÃ¶chstrichterlicher
Rechtsprechung, die der Senat seiner Entscheidung zugrunde legt, in erster Linie
nach den objektiv gegebenen tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen im streitigen Zeitraum
zu beurteilen. Entscheidend ist danach, ob der Ã¶rtliche Schwerpunkt der
LebensverhÃ¤ltnisse faktisch dauerhaft im Inland ist. Dauerhaft ist ein solcher
Aufenthalt, wenn und solange er nicht auf Beendigung angelegt, also zukunftsoffen
ist. Mit einem Abstellen auf den Schwerpunkt der LebensverhÃ¤ltnisse im Gebiet
der Bundesrepublik soll â�� maÃ�geblich im Sinne einer Missbrauchsabwehr â��
ausgeschlossen werden, dass ein Wohnsitz zur Erlangung von Sozialleistungen im
Wesentlichen nur formal begrÃ¼ndet, dieser jedoch tatsÃ¤chlich weder genutzt
noch beibehalten werden soll (vgl. BSG, Urteil vom 20. Januar 2013 â�� B 4 AS
54/12 R â�� juris Rn. 18 f. m.w.N.). HierfÃ¼r bestehen vorliegend keine
Anhaltspunkte. ErgÃ¤nzend ist darauf hinzuweisen, dass nach hÃ¶chstrichterlicher
Rechtsprechung es der Vereinheitlichung des Begriffs des gewÃ¶hnlichen
Aufenthalts zuwiderliefe, wenn dem Gesetzeswortlaut nicht zu entnehmende
Tatbestandsmerkmale im Sinne von rechtlichen Erfordernissen zum
Aufenthaltsstatus â�� hier das Erfordernis einer ununterbrochenen
melderechtlichen Anmeldung â�� aufgestellt wÃ¼rde und damit einzelnen
Personengruppen â�� wie etwa Obdachlosen â�� der Zugang zu existenzsichernden
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts versperrt wird (vgl. BSG, a.a.O. Rn.
19).

Hinsichtlich des Streitzeitraums bis 28. Dezember 2016 findet das Gesetz vom 22.
Dezember 2016 dagegen keine Anwendung, da es fÃ¼r die Zeit vor seinem
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Inkrafttre-ten am 29. Dezember 2016 keine Geltung beansprucht (vgl. BSG, Urteil
vom 30. August 2017 â�� B 14 AS 31/16 R â�� juris Rn. 18). Vielmehr ist fÃ¼r den
vom KlÃ¤ger primÃ¤r verfolgten Anspruch nach dem SGB II (und hilfsweise nach
dem SGB XII) das in diesem Zeitraum geltende Recht anzuwenden (sog.
Geltungszeitraumprinzip, vgl. BSG, Urteil vom 19. Oktober 2016 â�� B 14 AS 53/15
R â�� juris Rn. 14f.).

Der Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II umfasst zwar erst recht die
StaatsangehÃ¶rigen anderer Mitgliedstaaten der EU, die keine deutsche Staatsange-
hÃ¶rigkeit besitzen (EU-AuslÃ¤nder) und die nicht Ã¼ber eine materielle
FreizÃ¼gigkeits-berechtigung nach dem FreizÃ¼gG/EU oder ein Aufenthaltsrecht
nach dem AufenthG verfÃ¼gen (stRspr., vgl. nur BSG, Urteil vom 20. Januar 2016
â�� B 14 AS 25/15 R â�� juris Rn. 24). Auf eine materielle
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach dem FreizÃ¼gG/EU, die nicht von diesem
Leistungsausschluss umfasst ist, oder ein Aufenthaltsrecht nach dem AufenthG, das
eine Ausnahme von dem Leistungsausschluss zu rechtfertigen vermag, kann sich
die KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum nicht berufen; eine solche hat er selbst nicht
geltend gemacht, welches zwischen den Beteiligten im Ã�brigen nicht streitig ist.
Insofern ist insbesondere weder eine FreizÃ¼gigkeitsberechtigung als Arbeitnehmer
oder als SelbststÃ¤ndiger nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 FreizÃ¼gG/EU in
Ermangelung einer seit 2005 in Deutschland ausgeÃ¼bten ErwerbstÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers bis zum Ablauf des gegenstÃ¤ndlichen Zeitraums gegeben, noch liegen
die Voraussetzungen fÃ¼r eine FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach Â§ 2 Abs. 2
FreizÃ¼gG/EU nach der Nr. 3 oder 4 (Erbringer oder EmpfÃ¤nger von
Dienstleistungen) sowie Nr. 7 (Inhaber eines Daueraufenthaltsrechts) oder als
FamilienangehÃ¶riger nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 6, Â§ 3 FreizÃ¼gG/EU vor. Bereits
aufgrund seiner geltend gemachten HilfebedÃ¼rftigkeit i.S. des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 SGB II scheidet schlieÃ�lich eine FreizÃ¼gig-keitsberechtigung als nicht
ErwerbstÃ¤tiger nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 5, Â§ 4 FreizÃ¼gG/EU aus. Von den
materiellen FreizÃ¼gigkeitsberechtigungen nach dem FreizÃ¼gG/EU zu
unterscheiden ist die generelle FreizÃ¼gigkeitsvermutung fÃ¼r EU-AuslÃ¤nder,
wegen der der Aufenthalt eines EU-AuslÃ¤nders zumindest solange als
rechtmÃ¤Ã�ig angese-hen werden muss, bis die zustÃ¤ndige AuslÃ¤nderbehÃ¶rde
das Nichtbestehen des FreizÃ¼gigkeitsrechts festgestellt und damit die
Ausreisepflicht begrÃ¼ndet hat. Diese generelle FreizÃ¼gigkeitsvermutung allein
erÃ¶ffnet weder einen Zugang zu Leistungen nach dem SGB II noch steht sie dem
Ausschluss von Leistungen nach dem SGB II entgegen (vgl. BSG zuletzt mit vom 21.
MÃ¤rz 2019 â�� B 14 AS 31/18 R â�� juris Rn. 17 m.w.N.).

Der Leistungsausschluss ist nach herrschender Rechtsprechung mit EU- und Verfas-
sungsrecht vereinbar (vgl. etwa BSG, Urteil vom 30. August 2017 â�� B 14 AS 31/16
R â�� juris Rn. 27 ff. m.w.N.). Der KlÃ¤ger kann sich jedoch â�� wie vom SG
ausgefÃ¼hrt â�� als Ã¶sterreichischer StaatsangehÃ¶riger auf das â�� vor Beitritt
Ã�sterreichs zur EuropÃ¤i-schen Union und seither fortgeltenden (vgl. Art. 351 des
Vertrages Ã¼ber die Arbeits-weise der EuropÃ¤ischen Union in der Fassung des am
1. Dezember 2009 in Kraft getretenen Vertrages von Lissabon [AEUV] â�� ehem. 
Art. 307 des Vertrages zur GrÃ¼ndung der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft [EGV]) â��
DÃ�FA berufen mit der Folge, dass der Leistungsausschluss fÃ¼r ihn nicht
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anzuwenden ist. Nach Art. 2 Abs. 1 DÃ�FA wird StaatsangehÃ¶rigen der einen
Vertragspartei, die sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei aufhalten,
FÃ¼rsorge und Jugendwohlfahrtspflege in gleicher Weise, in gleichem Umfang und
unter den gleichen Bedingungen wie den StaatsangehÃ¶rigen des
Aufenthaltsstaates gewÃ¤hrt. Nach entsprechender Ratifikation am 28. Dezember
1968 (BGBl. II 1969 S. 1) handelt es sich um unmittelbar geltendes Bundesrecht,
dessen Anwendbarkeit im konkreten Fall kein jÃ¼ngeres und deshalb
gegebenenfalls vorrangig anzuwendendes Recht entgegensteht (vgl. zum
vergleichbaren Gleichbehandlungsgebot des Art. 1 des EuropÃ¤ischen
FÃ¼rsorgeabkommens â�� EFA â�� BSG, Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS
23/10 R â�� juris Rn. 21 ff., 23 ff. m.w.N., zu dessen Unterzeichnerstaaten
Ã�sterreich nicht gehÃ¶rt; wie hier: LSG Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss vom
7. MÃ¤rz 2012 â�� L 8 B 489/10 ER â�� juris Rn. 30 ff.; SG MÃ¼nchen, Urteil vom
10. Februar 2017 â�� S 46 AS 204/15 â�� juris; a.A. LSG Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 16. August 2013 â�� L 5 AS 2112/13 B ER â�� juris Rn. 11 ff.).
VÃ¶lkervertragsrecht wird gemÃ¤Ã� Art. 59 Abs. 2 GG im Range von
Bundesgesetzen umgesetzt mit der Folge, dass deutsche Gerichte das DÃ�FA (wie
das EFA) wie andere Bundesgesetze anzuwenden haben, und zwar ohne dass ein
Konflikt mit vÃ¶lkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland
entsteht (vgl. BVerfGE 111, 307 ff. zur EuropÃ¤ischen Menschenrechtskonvention
(EMRK)). Dem aus Art. 23 Abs. 1 Grundgesetz und der PrÃ¤ambel folgenden
Verfassungsauftrag ist insofern der Grundsatz der VÃ¶lkerrechts- und
Europarechtsfreundlichkeit zu entnehmen (vgl. BVerfG, "Lissabon-Vertrag", Urteil
vom 30. Juni 2009 â�� 2 BvE 2/08 u.a. â�� juris Rn. 219 ff.). DarÃ¼ber hinaus folgt
aus dem einfachen (Sozial-)Recht in Â§ 30 Abs. 2 Erstes Buch Sozialgesetzbuch â��
Allgemeiner Teil â�� (SGB I), dass Regelungen des Ã¼ber- und zwischenstaatlichen
Rechts unberÃ¼hrt bleiben; die Vorschrift gilt als allge-meiner Rechtsgrundsatz
(vgl. BSG, Urteil vom 13. Dezember 2000 â�� B 14 KG 1/00 â�� juris Rn. 18 m.w.N.).
SchlieÃ�lich ist Art. 1 DÃ�FA im Hinblick auf den persÃ¶nlichen Anwendungsbereich
spezieller, weil sich die Vorschrift gerade nicht, wie Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II,
an alle AuslÃ¤nder, deren Aufenthaltsrecht sich aus dem Zweck der Arbeitsuche
ergibt, richtet, sondern nur an StaatsangehÃ¶rige der beiden Ver-tragsstaaten. Es
ist nicht anzunehmen, dass der Gesetzgeber, sofern er dies nicht klar bekundet hat,
von vÃ¶lkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland abweichen
oder die Verletzung solcher Verpflichtungen ermÃ¶glichen will. Ein Vorbehalt, wie
ihn die Bundesregierung fÃ¼r das SGB II zum EFA am 19. De-zember 2011 erklÃ¤rt
hat (vgl. BSG, Urteil vom 3. Dezember 2015 â�� B 4 AS 43/15 R â�� juris Rn. 18), ist
zum DÃ�FA ebenso wenig erklÃ¤rt worden wie die KÃ¼ndigung dieses Abkommens
(vgl. Art. 17 DÃ�FA). SchlieÃ�lich ist mit Art. 3 DÃ�FA ein ggf. entstehen-der Konflikt
durch den Bezug von FÃ¼rsorgeleistungen bereits dahingehend geregelt, dass
FÃ¼rsorgeleistungen eines Staates im Hoheitsgebiet des anderen bei der Fest-
setzung von Art und MaÃ� der FÃ¼rsorge sowie bei der GewÃ¤hrung von
Leistungen aus der Sozialversicherung auÃ�er Betracht zu bleiben haben, es sei
denn, sie beeinflussen die wirtschaftliche Lage des HilfsbedÃ¼rftigen so gÃ¼nstig,
dass daneben FÃ¼rsorge des Aufenthaltsstaates ungerechtfertigt wÃ¤re.

Die Voraussetzungen des Gleichbehandlungsgebots nach Art. 2 Abs. 1 DÃ�FA liegen
vor. GemÃ¤Ã� Art. 1 Nr. 4 DÃ�FA sind "FÃ¼rsorge" alle gesetzlich begrÃ¼ndeten
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Geld-, Sach-, Beratungs-, Betreuungs- und sonstigen Hilfeleistungen aus
Ã¶ffentlichen Mit-teln zur Deckung und Sicherung des Lebensbedarfs fÃ¼r
Personen, die keine anderen Voraussetzungen als die der HilfsbedÃ¼rftigkeit zu
erfÃ¼llen haben. So liegt es bei dem steuerfinanzierten (und nachrangigen) Alg II
nach Â§Â§ 20 ff. SGB II (vgl. BSG, Urteil vom 31. Oktober 2007 â�� B 14/11b AS 5/07
R â�� juris Rn. 35). Es handelt sich um eine gesetzlich begrÃ¼ndete Geldleistung
aus Ã¶ffentlichen Mitteln zur Deckung und Siche-rung des existentiellen
Lebensbedarfs von HilfebedÃ¼rftigen. Jene haben im Sinne des Abkommens keine
anderen Voraussetzungen als diejenige der "HilfsbedÃ¼rftigkeit" zu erfÃ¼llen.
Insbesondere ist keine andere Voraussetzung diejenige der Er-werbsfÃ¤higkeit i.S.d.
Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II, mit der maÃ�geblich die Abgren-zung zur (ebenfalls
steuerfinanzierten und nachrangigen) Sozialhilfe nach dem ZwÃ¶lf-ten Buch
Sozialgesetzbuch â�� SGB XII â�� erfolgt (vgl. Â§ 5 Abs. 2 SGB II, Â§ 21 SGB XII) und
die ihrerseits zweifellos unter "FÃ¼rsorge" im Sinne des Abkommens zu
subsumieren sein dÃ¼rfte, ohne dass etwa die besondere Voraussetzung der
dauerhaften vollen Erwerbsminderung der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung (vgl. Â§Â§ 19 Abs. 2, 41 Abs. 1 SGB XII) eine die
Gleichbehandlung nach dem DÃ�FA ausschlieÃ�ende "andere Voraussetzung" sein
dÃ¼rfte. Sozialhilfe und Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende unterscheiden sich
zwar nach ihrem Adressatenkreis. Das SGB II, insbesondere mit der Regelung des
Alg II, verliert dadurch aber nicht seinen Charakter als FÃ¼rsorgegesetz.
Dementsprechend ist hÃ¶chstrichterlich in stÃ¤ndiger Rechtsprechung ausgefÃ¼hrt
worden, dass es sich bei der Regelleistung nach dem SGB II um "FÃ¼rsorge" im
Sinne von Art. 1 EFA handle. Denn auch nach jenem Abkommen meint "FÃ¼rsorge"
jede FÃ¼rsorge, die jeder der VertragschlieÃ�enden nach den in dem jeweiligen
Teile seines Gebietes geltenden Rechtsvorschriften gewÃ¤hrt und wonach Personen
ohne ausreichende Mittel die Mittel fÃ¼r ihren Lebensbedarf sowie die Betreuung
erhalten, die ihre Lage erfordert. Die Regelleistung nach Â§ 20 SGB II als Bestandteil
der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach diesem Gesetz stelle ein
solches, im Falle der BedÃ¼rftigkeit gewÃ¤hrtes "Mittel fÃ¼r den Lebensbedarf" dar
(vgl. BSG, Urteil vom 31. Oktober 2007 â�� B 14/11b AS 5/07 R â�� a.a.O.:
"steuerfinanzierte FÃ¼rsorgeleistung"; Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS
23/10 R â�� a.a.O. Rn. 32 f.; vgl. auch BT-Drucks. 15/1516 S. 56: "nachrangige
FÃ¼rsorgeleistung). Zwar wird im Anhang I zum DÃ�FA (Liste der die Rechtsgebiete
der FÃ¼rsorge und der Jugendwohlfahrtspflege regelnden gesetzlichen
Rechtsvorschriften der beiden Vertragsparteien) noch das bereits zum 31.
Dezember 2004 auÃ�er Kraft getretene Bundessozialhilfegesetz (BSHG) vom 30.
Juni 1961 (BGBl. I S. 815) genannt. Indes ist die FÃ¼rsorgegesetzgebung in der
Bundesrepublik Deutschland nach dem AuÃ�erkrafttreten des BSHG zum 1. Januar
2005 nicht auf die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII
(i.d.R. i.V.m. Â§ 42 Satz 1 SGB XII) beschrÃ¤nkt, sondern wird darÃ¼ber hinaus mit
dem SGB II, und zwar anders als ebenfalls bis 31. Dezember 2004 aufgrund der
Arbeitslosenhilfe als Lohnersatzleistung (vgl. zuletzt Â§ 195 SGB III), als ein â��
ebenfalls â�� bedarfsabhÃ¤ngiges Leistungssystem gewÃ¤hrleistet (vgl. BSG, Urteil
vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS 23/10 R â�� a.a.O. Rn. 33 m.w.N.). Im Ã�brigen
folgt aus Art. 13 Abs. 1 Satz 2 DÃ�FA, dass neu in Kraft tretende gesetzliche
Rechtsvorschriften, die in Anhang I aufgefÃ¼hrt wÃ¤ren, wenn sie beim
Inkrafttreten des Abkommens bereits gegolten hÃ¤tten, der anderen Vertragspartei
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unter Bezugnahme auf Anhang I mitzuteilen sind. Hiervon geht der Senat auch
vorliegend aus. Die AufzÃ¤hlung der FÃ¼rsorgesetze in der Anlage I ist in diesem
Sinne nicht konstitutiv (vgl. zum EFA Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS
23/10 R â�� a.a.O. Rn. 34).

Der Bedarf des alleinstehenden KlÃ¤gers setzt sich, wie vom SG zutreffend
ausgefÃ¼hrt worden ist, zusammen aus dem in den Monaten Juni bis Dezember
2016 bzw. Januar und Februar 2017 jeweils geltenden Regelbedarfen und den fÃ¼r
die jeweilige Unterbringungen nachgewiesenen Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung in HÃ¶he fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume 20. Oktober 2016 bis 15. November 2016, 9.
Januar 2017 bis 31. Januar 2018 und 1. bis 29. Februar 2017 angefallener
TagessÃ¤tze. Der Senat nimmt zur Vermeidung von Wiederholungen auf die
EntscheidungsgrÃ¼nde des angefochtenen Urteils Bezug (vgl. Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2
SGG lie-gen nicht vor.

Erstellt am: 10.06.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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